
 

 

Ihr Kontakt zur SPD Bezirksfraktion : Telefon 040-68 26 77 -84 / -85, Fax 040-652 50 18, Email buero@spdfraktion-wandsbek.de 

soll der Beschluss des 
Jugendhilfeausschusses 
vom 26. Mai zum Com-
munity Center Hohen-
horst debattiert werden 
und zum anderen der 
Antrag, der sich mit der 
Zulassungsverordnung 
und Benutzungsverord-
nung für Wochenmärkte 
auseinandersetzt. 

Drei große Anfragen 
wurden eingereicht: Eine 
zu einer Pressemittei-
lung, in der Paten für 
Kinderspielplätze ge-
sucht werden, eine fragt 
nach dem Stand der 
Umsetzung des Gutach-
tens zur Tourismus– und 
Naherholungsförderung 
in Wandsbek und es 
wird gefragt, wie sich 
Wandsbek für das Um-
welthauptstadtjahr 2011 
vorbereitet. 

Die SPD-Fraktion hat für 
die Sitzung der Bezirks-
versammlung im Juni die 
folgenden Anträge einge-
reicht: 

• Die Liegenschaft gehört 
in die Bezirke 

• Bewährte Zulassungs– 
und Benutzungsordnung 
für Wochenmärkte er-
halten 

• Sportstätten erhalten, 
keine weiteren Kürzun-
gen beim Breitensport 

• Durchführung einer dif-
ferenzierten und mode-
rierten Standortanalyse 
zur Umsetzung jeder 
einzelnen Ganztagspri-
marschule 

• Bebauungsplan Jenfeld 
23: Lettow-Vorbeck-
Kaserne 

• Lehren aus dem Bram-
felder See  

• Dringend benötigte 
Hortplätze in Duven-
stedt schnell und unbü-
rokratisch realisieren 

• Erlaubnis nach dem 
Hamburgischen Wege-
gesetz entbürokratisie-
ren 

Die aktuelle Stunde der 
Be z i r k s ve rsamm lu n g 
steht ganz im Zeichen der 
Einsparpläne des Sena-
tes, konkreter gesagt dem 
Konsolidierungsbeitrag, 
den die Bezirke erbringen 
sollen. Gleich drei Frakti-
onen haben dieses The-
ma für die aktuelle Stun-
de angemeldet. 

Die SPD-Fraktion hat 
zwei Themen zur Debatte 
angemeldet: Zum einen 
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Liebe  
Wandsbekerinnen,  
liebe Wandsbeker 
 

Mit diesem Infoblatt bie-
ten wir Ihnen die Mög-
lichkeit, sich über unse-
re Arbeit zu informieren. 
Kommunalpolitik soll 
und muss die Lebens-
verhältnisse der Bürge-
rinnen und Bürger 
verbessern. Dies kann 
nur im Austausch mit 
Ihnen erfolgen. Damit 
wir Ihre Vorstellungen 
erfahren, bieten wir Ih-
nen mit dieser kleinen 
Veröffentlichung auch 
die Möglichkeit, mit uns 
in einen Dialog einzutre-
ten.  
 

Ihr Thomas Ritzenhoff 
(Fraktionsvorsitzender) 
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Wo ein Wille ist, ist auch ein guter Weg 
Community Center Hohenhorst (CCH) wird jetzt doch g ebaut  

Gestern wurde bekannt, 
dass das Community 
Center Hohenhorst 
(CCH) nun doch gebaut 
werden soll, der massive 
Druck der Akteure vor 
Ort hat dafür gesorgt, 
dass dieses wichtige Pro-
jekt aus Bundeskonjunk-
turmitteln wie geplant re-
alisiert wird. Thomas Rit-
zenhoff, Fraktionsvorsit-
zender der SPD-
Bezirksfraktion in Wands-
bek: „Die Entscheidung 
der Lenkungsgruppe für 
die Konjunkturmaßnah-
men des Bundes die Mit-

tel für den Bau des CCH 
bereit zu stellen hat ge-
zeigt, wie wichtig Druck 
durch die Akteure vor Ort 
ist.“ 

Der Einsatz der Hohen-
horster und die Aufforde-
rung des Jugendhilfeaus-
schusses vom 26. Mai 
haben den nötigen Druck 
erzeugt, dass sich die 
beteiligten Behörden mit 
dem künftigen Träger 
und den Architekten zu-
sammengesetzt haben. 
So wurde eine positive 
Lösung gefunden, damit 
der Stadtteil Hohenhorst 

das dringend benötigte 
Zentrum bekommt, in 
dem unter anderem eh-
renamtliche Aktivitäten 
vor Ort gebündelt werden 
und damit Hohenhorst 
um eine Attraktion für 
seine Bewohnerinnen 
und Bewohner reicher 
wird. Thomas Ritzenhoff 
weiter; „Durch das Zu-
sammenspiel aller Betei-
ligten vor Ort hat die Ver-
waltung die Wichtigkeit 
dieses Projektes recht-
zeitig erkannt – oder: Wo 
ein Wille ist, ist auch ein 
guter Weg.“ 
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Im Zuge der Neufassung der Zu-
lassung- und Benutzungsordnung 
für Wochenmärkte sind einige 
Veränderungen in der Zulas-
sungspraxis durch die Bezirksäm-
ter vorgesehen, die bei den be-
troffenen Marktbeschickern für 
Unverständnis sorgen. 

Bisher sind Tageszulassungen 
auf den städtischen Wochenmärk-
ten die Regel. Dieses System soll 
nun auf Dauerzulassungen umge-
stellt werden. Ausschlaggebend 
hierfür sind u. a. geäußerte Kritik-
punkte des Rechnungshofes, der 

in seinen Jahresberichten immer 
wieder auf Veränderungspotenzi-
ale hingewiesen hatte. 

Der vorliegende Entwurf für die 
neue Zulassungs- und Benut-
zungsordnung sieht vor, die Zu-
lassungen für ein Jahr bzw. für 
eine Saison zu erteilen. Die Zulas-
sungsbescheide ergeben eine 
verbindliche Zahlungsverpflich-
tung, die dann jeweils im Voraus 
zu entrichten ist. Insbesondere die 
Marktbeschicker kritisieren diese 
beabsichtigte Umstellung als pra-
xisferne Vorgabe, die sich einsei-
tig zu Lasten der Markthändler 

auswirken und unverhältnismäßi-
ge wirtschaftliche Risiken aufwer-
fen würde. Unvorhersehbare Aus-
fälle von Markttagen treten immer 
wieder auf, auf die die Marktbe-
schicker flexibel reagieren müs-
sen, so dass eine Beibehaltung 
der Tageszulassungen durchzu-
setzen ist. 

Viele weitere Fragen werfen sich 
im Zuge dieser Anpassung auf, 
die vor allem nicht vorab mit den 
betroffenen Markthändlern von 
Seiten der zuständigen Fachbe-
hörde besprochen worden sind. 

Die SPD-Fraktion  erkennt durch-
aus die Notwendigkeit an, ange-
sichts der dramatischen Haus-
haltsentwicklung in Hamburg – 
die neben der Wirtschafts- und 
Finanzkrise auch finanzpoliti-
schen Fehlentscheidungen des 
Senats der Jahre 2007 und 2008 
geschuldet  ist – Konsolidierung 
zu betreiben, um den – wie der 
Präsident des Hamburger Rech-
nungshofes kürzlich zutreffend 
titulierte - „finanzpolitischen Blind-
flug“ des Senats für Hamburg zu 
beenden und die Haushaltskrise 
in den Griff zu bekommen. Als 

Hebel stehen nur die Erhöhung 
der Einnahmen oder die Reduzie-
rung der Ausgaben zur Verfü-
gung. 

Die vorgelegten Vorschläge für 
den Konsolidierungsbeitrag der 
Bezirke sind allerdings dafür poli-
tisch nicht vertretbar und unge-
eignet. Zudem blenden sie die 
finanzpolitische Verantwortung 
des Senats in anderen Bereichen 
aus. Es fehlt eine grundsätzliche 
Auseinandersetzung mit dem 
Kern der kommunalen Leistungs-
erbringung, die sich primär an 

öffentlichen Aufgaben für die Bür-
gerinnen und Bürger orientieren 
muss und erst dann an der Frage, 
wie effizient dies gestaltet werden 
kann. Lediglich der Blick auf Zah-
len wird der staatlichen Verant-
wortung für Aufgabenerfüllung 
nicht gerecht, es geht um Aufga-
ben und nicht um Ausgaben. Die 
SPD-Fraktion lehnt die vorgeleg-
ten Vorschläge daher ab, sowohl 
hinsichtlich des zu hohen zu 
erbringenden Konsolidierungsvo-
lumens von 65 Mio. Euro, als 
auch hinsichtlich der geforderten 
Umsetzungsschritte.  

Bewährte Zulassungs– und Benutzungsordnung  
für Wochenmärkte erhalten 

Die Folgen „kreativer Bilanzierung“ 
Bürger und Bürgerinnen wollen das nicht ausbaden! 

Die Öffnung des Wehrs im Bram-
felder See hatte erschreckende 
Folgen, die hinreichend bekannt 
sind. Offensichtlich wurde es den 
bisher unbekannten Tätern nicht 
allzu schwer gemacht, das Wehr 
zu öffnen. Bei der Sanierung des 
Sees wurden laut Mitteilung der 
Verwaltung sicherere Barrieren  
eingebaut. 

Im Bereich des Bezirks Wands-

bek gibt es zahlreiche Stauwehre 
an Rückhaltebecken und Fluss-
läufen. Es ist davon auszugehen, 
dass auch hier potenzielle Täter 
ein leichtes Spiel haben, da die 
Absperrungen nur unzureichend 
gesichert sind. 

Nach Wunsch der SPD-Fraktion 
werden die zuständige Fachbe-
hörde und das Bezirksamt gebe-
ten, die Stau- und Absperrsyste-

me an Gewässern dahingehend 
zu überprüfen, ob eine ausrei-
chende Sicherung gegen unbe-
fugte Öffnung gegeben ist. Bei 
mangelnder Absicherung sind 
entsprechende Sicherungssyste-
me einzubauen. Außerdem soll 
dem Ausschuss für Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz 
zeitnah berichtet werden. 

Lehren aus dem Bramfelder See 


